
Die Antwort kann nur lauten: Der Beklagte hat sich 
in jeder Beziehung richtig verhalten, auch in der Wahl 
des Rechtsmittels; dem Urteil ist also nicht beizupflich
ten. Richtig war, daß er vor Erlaß der VO vom 
29. Oktober 1951 ein Konkursvorrecht des Klägers be
stritt; damals bestand ein solches noch nicht, und der 
Konkursverwalter war im Interesse der Konkursmasse 
zum Bestreiten verpflichtet*). Ob die Klage vor oder 
nach Erlaß der VO erhoben wurde, ist nicht bekannt; 
im zweiten Fall bestand für sie überhaupt kein Rechts
schutzbedürfnis, solange der Kläger nicht den Versuch 
gemacht hatte, den Beklagten durch Neuanmeldung 
unter Hinweis auf die VO zur Anerkennung des Vor
rechts zu veranlassen. Im ersten Fall war die gesamte 
Klage zunächst unbegründet, der Hilfsanspruch wurde 
erst mit dem Erlaß der VO gerechtfertigt. Erkannte 
nunmehr der Beklagte, wie er es tat, den Anspruch 
sofort an, so hatte er alles getan, was von ihm ver
langt werden konnte; wenn er sich gleichzeitig gegen 
die Kostenlast verwahrte, so wies er damit lediglich 
darauf hin, daß er zur Klage keine Veranlassung ge
geben habe und die Kosten nach § 93 ZPO dem 
Kläger aufzuerlegen seien.

Bei normalem Verlauf hätte der Kläger nunmehr 
ein Anerkenntnisurteil beantragen können, und das 
Gericht hätte danach erkennen und gemäß § 93 die 
Kosten dem Kläger auferlegen müssen. Tatsächlich 
wurde der Antrag nicht gestellt, und weder das Ge
richt noch der Beklagte konnten den Kläger zu diesem 
Anträge zwingen. Daher hätte das Gericht das An
erkenntnis als Nichtbestreiten würdigen, durch streiti
ges Urteil nach dem Hilfsantrage erkennen und, 
wiederum nach § 93, dem Kläger die Kosten auf erlegen 
müssen. Daß es dem Beklagten die Kosten auferlegte, 
war offensichtlich verfehlt. Was konnte der Beklagte 
tun, um diese falsche Entscheidung zu beseitigen? Das 
BG Halle, das den § 99 Abs. 2 ZPO auf diesen Fall 
nicht anwenden zu können glaubt, meint, er hätte 
Berufung in der Hauptsache selbst einlegen müssen. 
Wie er diese Berufung in der Hauptsache allerdings 
begründen sollte angesichts der Tatsache, daß er den 
Urteilsanspruch nicht bestreiten konnte und wollte, 
sondern im Gegenteil selbst anerkannt hatte, darüber 
schweigt das Urteil. Die Berufung in der Hauptsache 
war zwar formal zulässig, aber sie hätte kostenpflich
tig zurückgewiesen werden müssen, und die Kosten 
der Berufungsinstanz wären noch höher als die erst
instanzlichen Kosten gewesen, selbst wenn das Be
rufungsurteil die erstinstanzlichen Kosten dem Kläger 
auferlegt hätte.

Der Ausweg ist natürlich § 99 Abs. 2 ZPO. Der 
Sinn dieser Vorschrift wird vom BG Halle verkannt. 
Die selbständige Anfechtung des Kostenpunkts wird 
bei einer „auf Grund eines Anerkenntnisses ausge
sprochenen Verurteilung“ nicht, wie das BG meint, 
deshalb zugelassen, weil im Falle des Anerkenntnisses 
„die Sachprüfung durch das Gericht nicht so ein
gehend erfolgt wie bei einem streitigen Urteil“, son
dern deshalb, weil der Grundsatz, die Anfechtung der 
Kostenentscheidung nur gleichzeitig mit der Anfech
tung der Hauptsache zu gestatten, hier keine Berechti
gung hat.

Dieser Grundsatz rechtfertigt sich im Regelfälle, 
d. h. bei Erlaß eines normalen streitigen Urteils, da
mit, daß die Kostenentscheidung automatisch der Ent
scheidung in der Hauptsache folgt. Die Kostenent
scheidung allein kann also die unterlegene Partei nicht 
zu Unrecht belasten; ist sie unzutreffend, so muß auch 
die Entscheidung in der Hauptsache falsch sein, und 
es steht der Partei frei, gegen diese anzugehen. So
lange also die Kostenentscheidung lediglich die Folge 
der Hauptentscheidung ist, ist es durchaus berechtigt, 
daß das Rechtsmittelgericht nicht gezwungen werden 
darf, allein wegen der Kosten den ganzen Prozeß 
noch einmal aufzurollen.

Diese Erwägung trifft offensichtlich dann nicht zu, 
wenn von vornherein ausschließlich die Kosten streitig 
waren, sei es, daß sich die Hauptsache erledigt hat 
(§ 99 Abs. 3) oder der Anspruch anerkannt wurde 
( § 9 9  Abs. 2). Im letzten Falle hat die Partei gar 
keine Möglichkeit, eine Berufung in der Hauptsache 
zu begründen, da sie den Hauptanspruch ja ausdrück
lich anerkannt hat und auch in Zukunft anerkennen

*) vgl. hierzu N a t h a n  ln NJ 1952 S. 115.

will. Es wäre also höchst unbillig, der Partei auch 
hier ein allein gegen die Kostenentscheidung gerich
tetes Rechtsmittel zu versagen.

Dieser Sinn der Vorschrift des § 99 Abs. 2 aber 
verlangt ihre Anwendung, gleichgültig ob die Ver
urteilung in der Hfauptsache ein formales Anerkennt
nisurteil im Sinne des § 307 war oder ob es sich, 
formal gesehen, deshalb, weil der Kläger das An
erkenntnisurteil nicht beantragte, um ein streitiges 
Urteil gehandelt hat. Wollte man diese Fälle nicht 
gleichstellen so läge es im Belieben des Klägers, dem 
anerkennenden Beklagten die Anfechtung einer et
waigen unrichtigen Kostenentscheidung stets von vorn
herein unmöglich zu machen; der Kläger brauchte sich 
lediglich zu weigern, das Anerkenntnisurteil zu bean
tragen, und damit wäre die allein streitig gewesene 
Kostenentscheidung im Falle ihrer Unrichtigkeit 
unanfechtbar, wie es das BG im vorliegenden Fall 
tatsächlich haben will.

Es ist richtig, daß die überwiegende Rechtsprechung 
vor 1945 diesen durchaus formalistischen Standpunkt, 
der sich an den nicht ganz eindeutigen Wortlaut des 
§ 99 Abs. 2 klammert, aber dessen Sinn vollständig 
mißachtet, eingenommen hat. Das BG hätte froh sein 
sollen, daß es an die Rechtsprechung des ehemaligen 
Reichsgerichts nicht gebunden ist und. durchaus in der 
Lage war, den § 99 .Abs. 2 so zu verstehen, wie es 
vernünftig ist und dem Zwecke der Vorschrift ent
spricht. Statt dessen bemüht es nach alter schlechter 
Gewohnheit die Kommentare aus der Zeit des Im
perialismus und das ehemalige Reichsgericht und sieht, 
obwohl damit ein offensichtlich formalistisches und 
falsches Ergebnis erzielt wird, „keinen Grund, von 
dieser Meinung abzugehen“. Dieser Auffassung ist 
m. E. mit Entschiedenheit entgegenzutreten.

Prof. Dr. N a t h a n

§ 306 ZPO.
Ein im Zwangsvollstreckungsverfahren erklärter Ver

zicht des Gläubigers hat die gleiche Wirkung wie ein 
gemäß § 306 ZPO in der mündlichen Verhandlung aus
gesprochener Verzicht des Klägers auf einen geltend 
gemachten Anspruch.

BG Potsdam, Beschl. vom 12. August 1953 — 3T 
298/53.

Aus den G r ü n d e n :
Wenn die Gläubigerin behauptet, daß ihre freiwil

lige Erklärung, sich mit 200 DM monatlich zu begnü
gen, keinen rechtsverbindlichen Charakter habe, so 
kann ihr darin nicht beigepflichtet werden. Sie hat 
diese Erklärung nicht nur dem Prozeßbevollmächtig
ten des Schuldners gegenüber abgegeben, sondern es 
auch für nötig erachtet, eine Abschrift dieser Erklärung 
dem Vollstreckungsgericht vorzulegen. Damit hat sie 
also einwandfrei auf die weitergehenden Ansprüche 
aus dem Pfändungs- und Überweisungsbeschluß ver
zichtet. An diese prozessuale Erklärung ist sie gebun
den, und sie muß auch der richterlichen Entscheidung 
zugrunde gelegt werden. Unerheblich ist es dabei, daß 
sich der Schuldner zu dieser Verzichtserklärung nicht 
ausdrücklich erklärt hat. Gemäß § 306 ZPO, dessen 
Grundgedanken auch im Vollstreckungsverfahren ent
sprechend anzuwenden sind, bedarf der prozessuale 
Verzicht keineswegs der Annahme durch den Gegner. 
Daß der Verzicht schriftlich und nicht bei einer münd
lichen Verhandlung erfolgt ist, ist gleichfalls ohne Be
deutung, da im Zwangsvollstreckungsverfahren münd
liche Verhandlungen nicht vorgesehen sind und schrift
liche Erklärungen ausreichen.

§§ 308 Abs. 1, 319 ZPO.
Ein Verstoß gegen § 308 Abs. 1 ZPO kann nicht auf 

dem Wege der Berichtigung gemäß § 319 ZPO beseitigt 
werden; er kann vielmehr nur durch das für inhalt
lich unzutreffende, unter Verstoß gegen gesetzliche 
Bestimmungen verkündete Entscheidungen vorgesehene 
Rechtsmittel der Berufung beseitigt werden.

BG Cottbus, Beschl. vom 10. August 1953 — T 145/53.
Gegen die Antragsgegnerin war eine einstweilige Verfügung 

dahingehend erlassen worden, sie habe eine Pumpanlage sowie 
eine Leiter an die Antragstellerin herauszugeben. In der auf 
den Widerspruch hin durchgeführten Verhandlung wurde 
folgender Vergleich erörtert, aber nicht abgeschlossen: Die
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